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Text 

Besondere Vorschriften für Organe von Kreditinstituten 

§ 28a. (1) Geschäftsleiter (§ 2 Z 1) dürfen frühestens nach Ablauf einer Periode von zwei Jahren 
nach Beendigung ihrer Funktion als Geschäftsleiter eine Tätigkeit als Vorsitzender des Aufsichtsrates 
innerhalb desselben Unternehmens aufnehmen, in dem sie zuvor als Geschäftsleiter tätig waren. 

(2) Nimmt ein Geschäftsleiter entgegen Abs. 1 eine Funktion als Vorsitzender des Aufsichtsrates ein, 
so gilt er als nicht zum Vorsitzenden gewählt. 

(2a) Die Geschäftsleiter haben für die Festlegung und Überwachung der internen Grundsätze einer 
ordnungsgemäßen Geschäftsführung zu sorgen, die die erforderliche Sorgfalt bei der Leitung des Instituts 
gewährleisten, und insbesondere die Aufgabentrennung in der Organisation und die Vorbeugung von 
Interessenskonflikten vorsehen. Die Geschäftsleiter haben die Wirksamkeit dieser Grundsätze regelmäßig 
zu bewerten und angemessene Schritte zur Behebung von Mängeln einzuleiten. 

(2b) Die Geschäftsleiter haben das Wirken des höheren Managements des Kreditinstitutes wirksam 
zu überwachen. 

(2c) Der Aufsichtsrat oder das sonst nach Gesetz oder Satzung zuständige Aufsichtsorgan hat mit der 
Geschäftsleitung die strategischen Ziele, die Risikostrategie und die internen Grundsätze einer 
ordnungsgemäßen Geschäftsführung zu erörtern und deren Umsetzung durch die Geschäftsleitung zu 
überwachen. 
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(3) Unbeschadet anderer bundesgesetzlicher Bestimmungen darf die Tätigkeit eines Vorsitzenden 
des Aufsichtsrates bei einem Kreditinstitut nur ausüben, wer die folgenden Anforderungen dauernd 
erfüllt: 

 1. Es liegt kein Ausschließungsgrund im Sinne des § 13 Abs. 1 bis 3, 5 und 6 GewO 1994 vor und 
über das Vermögen des Vorsitzenden des Aufsichtsrates oder eines anderen Rechtsträgers als 
einer natürlichen Person, auf deren Geschäfte dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates maßgebender 
Einfluss zusteht oder zugestanden ist, wurde kein Konkurs eröffnet, es sei denn, im Rahmen des 
Konkursverfahrens ist es zum Abschluss eines Sanierungsplanes gekommen, der erfüllt wurde; 
dies gilt auch, wenn ein damit vergleichbarer Tatbestand im Ausland verwirklicht wurde; 

 2. der Vorsitzende des Aufsichtsrates verfügt über geordnete wirtschaftliche Verhältnisse und es 
liegen keine Tatsachen vor, aus denen sich Zweifel an seiner persönlichen Zuverlässigkeit, 
Aufrichtigkeit und Unvoreingenommenheit für die Ausübung der Funktion als Vorsitzender des 
Aufsichtsrates ergeben; bei der Überprüfung der Zuverlässigkeit hat die FMA auch auf die von 
der EBA gemäß Art. 69 Abs. 1 der Richtlinie 2013/36/EU eingerichtete Datenbank 
zurückzugreifen; 

 3. der Vorsitzende des Aufsichtsrates ist fachlich geeignet und hat die für die Ausübung seiner 
Funktion erforderlichen Erfahrungen; die fachliche Eignung setzt für das betreffende 
Kreditinstitut angemessene Kenntnisse im Bereich des bankbetrieblichen Finanz- und 
Rechnungswesens voraus; 

 4. gegen den Vorsitzenden des Aufsichtsrates, der nicht österreichischer Staatsbürger ist, liegen in 
dem Staat, dessen Staatsbürgerschaft er hat, keine Ausschließungsgründe als Vorsitzenden des 
Aufsichtsrates im Sinne der Z 1 bis 3 vor; dies ist durch die Bankenaufsicht des Heimatlandes zu 
bestätigen; kann jedoch eine solche Bestätigung nicht erlangt werden, so hat der betreffende 
Vorsitzende des Aufsichtsrates dies glaubhaft zu machen, das Fehlen der genannten 
Ausschließungsgründe zu bescheinigen und eine Erklärung abzugeben, ob die genannten 
Ausschließungsgründe vorliegen. 

(4) Jede Änderung in der Person des Vorsitzenden des Aufsichtsrates ist der FMA schriftlich binnen 
zwei Wochen unter Bescheinigung der in Abs. 3 genannten Anforderungen zur Kenntnis zu bringen. Auf 
Antrag der FMA hat der zur Ausübung der Gerichtsbarkeit in Handelssachen berufene Gerichtshof erster 
Instanz im Verfahren außer Streitsachen die Wahl des Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu widerrufen, 
wenn dieser die in Abs. 3 genannten Anforderungen nicht erfüllt. Der Antrag ist binnen vier Wochen 
nach der Übermittlung des Ergebnisses der Wahl zu stellen. Bis zur rechtskräftigen Entscheidung des 
Gerichts ruht die Funktion des Vorsitzenden des Aufsichtsrates. Ist ein Vorsitzender des Aufsichtsrates 
Geschäftsleiter eines Kreditinstituts mit Sitz in einem Mitgliedstaat, so kann die FMA von der Erfüllung 
der Voraussetzungen gemäß Abs. 3 Z 1 bis 4 ausgehen, sofern ihr nichts Gegenteiliges bekannt wird. 

(5) Unbeschadet anderer bundesgesetzlicher Bestimmungen und der Anforderungen nach Abs. 3 
haben Mitglieder des Aufsichtsrates oder des sonst nach Gesetz oder Satzung zuständigen 
Aufsichtsorgans bei einem Kreditinstitut folgende Anforderungen dauerhaft zu erfüllen: 

 1. Es liegt kein Ausschließungsgrund gemäß § 13 Abs. 1 bis 3, 5 und 6 GewO 1994 vor und über 
das Vermögen keines der Mitglieder des Aufsichtsrates oder eines anderen Rechtsträgers als 
einer natürlichen Person, auf deren Geschäfte einem der Mitgliedern des Aufsichtsrates 
maßgebender Einfluss zusteht oder zugestanden ist, wurde ein Konkurs eröffnet, es sei denn, im 
Rahmen des Konkursverfahrens ist es zum Abschluss eines Sanierungsplanes gekommen, der 
erfüllt wurde; dies gilt auch, wenn ein damit vergleichbarer Tatbestand im Ausland verwirklicht 
wurde; 

 2. die Mitglieder des Aufsichtsrates verfügen über geordnete wirtschaftliche Verhältnisse und es 
liegen keine Tatsachen vor, aus denen sich Zweifel an ihrer persönlichen Zuverlässigkeit, 
Aufrichtigkeit und Unvoreingenommenheit für die Ausübung der Tätigkeit als Mitglied des 
Aufsichtsrates ergeben; bei der Überprüfung der Zuverlässigkeit hat die FMA auch auf die von 
der EBA gemäß Art. 69 Abs. 1 der Richtlinie 2013/36/EU eingerichtete Datenbank 
zurückzugreifen;“ 

 3. die Mitglieder des Aufsichtsrates verfügen jederzeit über ausreichende Kenntnisse, Fähigkeiten 
und Erfahrungen, um gemeinsam in der Lage zu sein, die Geschäftstätigkeiten des jeweiligen 
Kreditinstitutes einschließlich damit verbundener Risiken soweit zu verstehen, dass sie die 
Entscheidungen der Geschäftsleitung überwachen und kontrollieren können; 

 4. gegen Mitglieder des Aufsichtsrates, die nicht österreichische Staatsbürger sind, liegen in dem 
Staat, dessen Staatsbürgerschaft sie haben, keine Ausschließungsgründe als Mitglied des 
Aufsichtsrates im Sinne der Z 1 und 2 vor; dies ist durch die Bankenaufsicht des Heimatlandes zu 
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bestätigen; kann jedoch eine solche Bestätigung nicht erlangt werden, so hat das betreffende 
Mitglied des Aufsichtsrates dies glaubhaft zu machen, das Fehlen der genannten 
Ausschließungsgründe zu bescheinigen und eine Erklärung abzugeben, ob die genannten 
Ausschließungsgründe vorliegen; 

 5. die Mitglieder des Aufsichtsrates wenden ausreichend Zeit für die Erfüllung ihrer Tätigkeit im 
Kreditinstitut auf; insbesondere hat ein Mitglied des Aufsichtsrates bei der Ausübung weiterer 
Tätigkeiten in geschäftsführender Funktion oder als Mitglied eines Aufsichtsrates die Umstände 
im Einzelfall und die Art, den Umfang und die Komplexität der Geschäfte des Kreditinstitutes zu 
berücksichtigen; falls sie nicht als Vertreter der Republik Österreich im Aufsichtsrat tätig sind, 
dürfen Mitglieder des Aufsichtsrates von Kreditinstituten, die von erheblicher Bedeutung im 
Sinne des § 5 Abs. 4 sind, insgesamt nur eine Tätigkeit in geschäftsführender Funktion in 
Verbindung mit zwei Tätigkeiten als Mitglied eines Aufsichtsrates oder insgesamt vier 
Tätigkeiten als Mitglied eines Aufsichtsrates wahrnehmen; für die Berechnung der Anzahl der 
Tätigkeiten gelten mehrere Tätigkeiten in geschäftsführender Funktion und als Mitglied eines 
Aufsichtsrates 

 a) innerhalb derselben Gruppe bestehend aus 

 aa) dem EU-Mutterinstitut, dessen Tochterunternehmen und eigenen Tochterunternehmen 
oder sonstigen Unternehmen, die derselben Kreditinstitutsgruppe angehören, soweit alle 
vorgenannten in die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis einbezogen sind oder einer 
zusätzlichen Beaufsichtigung gemäß § 6 Abs. 1 FKG unterliegen, oder 

 bb) verbundenen Unternehmen gemäß § 189a Z 8 UGB, § 245a UGB oder § 15 AktG; 

 b) bei Mitgliedern desselben institutsbezogenen Sicherungssystems gemäß Art. 113 Abs. 7 lit. b 
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder 

 c) bei Unternehmen, an denen das Kreditinstitut eine qualifizierte Beteiligung gemäß Art. 4 
Abs. 1 Nummer 36 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 hält 

als nur eine Tätigkeit. Tätigkeiten in geschäftsführender Funktion oder als Mitglied eines 
Aufsichtsrates bei Organisationen, die nicht überwiegend gewerbliche Ziele verfolgen, oder 
Tätigkeiten als Mitglied eines Aufsichtsrates bei einem Kreditinstitut als Vertreter der Republik 
Österreich sind bei der Berechnung nicht miteinzubeziehen. Die FMA kann auf Antrag eine 
Überschreitung dieser Begrenzung um eine Tätigkeit als Mitglied eines Aufsichtsrates 
genehmigen. Die FMA hat die EBA über derartige Genehmigungen regelmäßig zu informieren. 

(6) Das Kreditinstitut hat über angemessene personelle und finanzielle Ressourcen zu verfügen, um 
die Einschulung der Geschäftsleiter und Mitglieder des Aufsichtsrates oder des sonst nach Gesetz oder 
Satzung zuständigen Aufsichtsorgans in ihr Amt zu erleichtern und deren laufende Schulung 
sicherzustellen. 

(7) Die FMA hat die Angaben, die gemäß Art. 435 Abs. 2 lit. c der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
veröffentlicht werden, zu erheben und diese zu nutzen, um die Methoden zur Förderung der Diversität zu 
vergleichen. Die FMA hat diese Informationen der EBA zur Verfügung zu stellen. 
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